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Beschlüsse des EZB-Rats 
(ohne Zinsbeschlüsse)
Geldpolitik: Am 10. April 2017 billigte der 
EZB-Rat gemäß dem Vertrag über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union (AEUV), 
auf dessen Grundlage die EZB die Einhal-
tung der in Artikel 123 und 124 AEUV ent-
haltenen Verbote der monetären Finanzie-
rung und des bevorrechtigten Zugangs 
durch die Zentralbanken und der damit 
zusammenhängenden Verordnungen durch 
die Zentralbanken in der EU überwacht, 
den entsprechenden Bericht für das Jahr 
2016. Nähere Informationen hierzu sind 
einem eigenen Abschnitt des Jahresbe-
richts 2016 der EZB zu entnehmen, der am 
10. April 2017 auf der EZB-Website veröf-
fentlicht wurde. 

Finanzstabilität und Aufsichtsfragen: 
Am 6. April 2017 nahm der EZB-Rat zur 

Kenntnis, dass der elfte Bericht der EZB zur 
Finanzmarktintegration in Europa (Financi-
al integration in Europe) am 19. Mai 2017 
anlässlich der gemeinsamen Konferenz von 
EZB und Europäischer Kommission zum 
Thema Finanzmarktintegration und Finanz-
stabilität in Europa veröffentlicht wird. In 
der aktuellen Ausgabe des Berichts werden 
der Stand der Finanzmarktintegration im 
Euroraum und die Aktivitäten des Eurosys-
tems zur Förderung der Integration erläu-
tert. Der Bericht enthält darüber hinaus 
einige Sonderbeiträge. 

Finanzmarktinfrastrukturen und Zah­
lungsverkehr: Am 24. März 2017 billigte 
der EZB-Rat den Target2-Securities-Jahres-
abschluss für 2015. Der T2S-Jahresab-
schluss für 2015 sowie der T2S-Jahresbe-
richt 2016 sind auf der EZB-Website 
abrufbar.

Stellungnahmen zu Rechtsvorschriften: 
Am 24. März 2017 verabschiedete der EZB-
Rat eine Stellungnahme der EZB zu fremd-
währungsabhängigen Krediten in Polen 
(CON/2017/9) auf Ersuchen des polnischen 
Parlaments. Am 6. April 2017 verabschiede-
te der EZB-Rat eine Stellungnahme der EZB 
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zur Bestimmung Kritischer Infrastrukturen 
zum Zwecke der Sicherheit in der Informa-
tionstechnik in Deutschland (CON/2017/10) 
auf Ersuchen des deutschen Bundesministe-
riums des Innern. Am 7. April 2017 verab-
schiedete der EZB-Rat eine Stellungnahme 
der EZB zur Änderung des Finanzdienstleis-
tungsaufsichtsrechts in Deutschland (CON/ 
2017/11) auf Ersuchen des deutschen Bun-
desministeriums der Finanzen. Ebenfalls am 
7. April 2017 verabschiedete der EZB-Rat 
eine Stellungnahme der EZB zur Bereitstel-
lung einer Überschwemmungsversicherung 
in Irland (CON/2017/12) auf Ersuchen des 
Vorsitzenden des gemeinsamen Ausschusses 
des irischen Nationalparlaments für Finan-
zen, öffentliche Ausgaben und Reform so-
wie für den irischen Ministerpräsidenten. 

Am 12. April 2017 verabschiedete der EZB-
Rat eine Stellungnahme der EZB zur Erwei-
terung des Umfangs der im Kreditregister 
enthaltenen Daten in Lettland (CON/ 
2017/13) auf Ersuchen der Latvijas Banka. 
Am 20. April 2017 verabschiedete der EZB-
Rat eine Stellungnahme der EZB zu zusätz-
lichen makroprudenziellen Instrumenten in 
Schweden (CON/2017/14) auf Ersuchen des 
schwedischen Finanzministeriums. Am 24. 
April 2017 verabschiedete der EZB-Rat eine 
Stellungnahme der EZB zum Gesetz über 
Zahlungsdienste, Dienste zur Ausgabe von 
elektronischem Geld und Zahlungssysteme 
in Slowenien (CON/2017/15) auf Ersuchen 
des slowenischen Finanzministeriums. 

Statistik: Am 29. März 2017 nahm der 
EZB-Rat den jährlichen Fortschrittsbericht 
2016 des Ausschusses für Statistik des Eu-
ropäischen Systems der Zentralbanken 
über Vorbereitungsmaßnahmen für das 
langfristige Rahmenwerk für die Erhebung 
granularer Kreditdaten für das Projekt zu 
analytischen Kreditdatensätzen (AnaCre-
dit-Projekt) zur Kenntnis.

Corporate Governance: Am 31. März 
2017 verabschiedete der EZB-Rat eine 
Empfehlung der EZB an den Rat der Euro-
päischen Union im Hinblick auf die exter-
nen Rechnungsprüfer der Nationale Bank 
van België/Banque Nationale de Belgique 
an den Rat der Europäischen Union im 
Hinblick auf die externen Rechnungsprüfer 
der Nationale Bank van België/Banque Na-
tionale de Belgique (EZB/2017/8). Diese 
Empfehlung wurde im Amtsblatt der Euro-
päischen Union und auf der Website der 
EZB veröffentlicht. Am 24. April 2017 ver-
abschiedete der EZB-Rat den Beschluss 

EZB/2017/11 über den Gesamtbetrag der 
jährlichen Aufsichtsgebühren für 2017. 
Der Beschluss sowie eine entsprechende 
Pressemitteilung sind auf der Website der 
EZB abrufbar. 

Bankenaufsicht: Am 4. April 2017 erhob 
der EZB-Rat keine Einwände gegen den 
Vorschlag des Aufsichtsgremiums, eine 
Leitlinie und eine Empfehlung der EZB 
über die Nutzung von im Unionsrecht er-
öffneten Optionen und Ermessensspielräu-
men bei weniger bedeutenden Instituten 
zu erlassen. Die Leitlinie und die Empfeh-
lung können zusammen mit der Feedback-
Erklärung zu den im Lauf der öffentlichen 
Konsultation eingebrachten Kommentaren 
auf der EZB-Website zur Bankenaufsicht 
abgerufen werden.

EZB: Aufsichtsgebühren 
für 2017
Die EZB schätzt die mit der Aufsicht über 
das Bankensystem verbundenen Gesamt-
kosten für das Jahr 2017 auf 425 Millionen 
Euro. Dies stellt einen Anstieg von etwa 
10  Prozent gegenüber 2016 dar. 92 Pro-
zent der Gebühren entfallen auf die be-
deutenden Banken, 8 Prozent auf die we-
niger bedeutenden Banken.
 
Die Ausgaben stehen mit den verschiede-
nen von der EZB festgelegten Aufsichts
prioritäten für 2017 in Verbindung. Ihr 
Anstieg wird vor allem auf Tätigkeiten im 
Zusammenhang mit der gezielten Über-
prüfung interner Modelle (TRIM) zurück-
geführt. Bei TRIM handelt es sich um ein 
mehrjähriges Projekt, das laut EZB mit ei-
nem erheblichen Ressourcenaufwand ver-
bunden ist. In den Gebühren schlägt sich 
auch eine Aufstockung der Zahl der in der 
Bankenaufsicht tätigen EZB-Mitarbeiter 
im Jahr 2017 nieder, die auf einen Be-
schluss des EZB-Rats zur Bereitstellung 
von mehr Ressourcen im Zusammenhang 
mit dem erforderlichen Arbeitsaufkommen 
zur Erfüllung der Aufsichtsaufgaben zu-
rückgeht. Da sich die zusätzlichen Ausga-
ben für 2017 in erster Linie auf Aktivitäten 
mit direkt beaufsichtigten Banken bezie-
hen, wird diesen Banken auch ein höherer 
Anteil der Ausgaben für Querschnittsauf-
gaben zugerechnet. Indirekt beaufsichtig-
ten Banken werden daher weniger Gebüh-
ren in Rechnung gestellt als im Vorjahr.

Zum Jahresende 2016 beliefen sich die 
Ausgaben der EZB für Aufsichtsaufgaben 
auf 382,2 Millionen Euro. Dieser Betrag lag 
unter den Schätzungen für 2016 und führ-
te zu einem Überschuss von 41,1 Millionen 
Euro. Gemäß der Verordnung der EZB über 
Aufsichtsgebühren wurde dieser Über-
schuss vollständig mit den geschätzten 
Gebühren für 2017 verrechnet. 

Die Gebühren für die einzelnen Banken 
werden anhand der Bedeutung und des 
Risikoprofils jedes Instituts bestimmt, wo-
bei die von allen beaufsichtigten Banken 
zum 31. Dezember des Vorjahres gemelde-
ten jährlichen Gebührenfaktoren herange-
zogen werden. Die Aufsichtsgebühr wird 
auf der obersten Konsolidierungsebene in-
nerhalb der am Einheitlichen Aufsichts
mechanismus (SSM) teilnehmenden Mit-
gliedsstaaten festgesetzt. Sie beinhaltet 
eine Mindestgebührenkomponente für alle 
Banken, die sich auf 10 Prozent des zu de-
ckenden Betrags beläuft und eine variable 
Komponente für die Aufteilung der übrigen 
90 Prozent der Kosten. Bei den kleinsten 
bedeutenden Instituten mit Gesamtaktiva 
von weniger als 10 Milliarden Euro wird die 
Mindestgebührenkomponente halbiert. Die 
Banken erhalten ihren jeweiligen Gebüh-
renbescheid im Oktober 2017.

Bundesbank: Tag der 
offenen Tür
Im Jubiläumsjahr ihres 60-jährigen Beste-
hens lädt die Deutsche Bundesbank am 1. 
und 2. Juli 2017 zum Tag der offenen Tür in 
Frankfurt am Main ein. Am Standort der 
Zentrale und in der Hauptverwaltung Hes-
sen öffnet sie nach 2014 zum zweiten Mal 
die Türen, um interessierten Bürgern einen 
Einblick in ihre Arbeit zu geben. Die Be
sucher sollen die Welt der Bundesbank 
anhand von ungewöhnlichen Ausstellungs-
stücken und abwechslungsreichen Spiel
stationen kennenlernen. In Dialog-, Inter-
view- und Quizrunden können sie in den 
Austausch mit dem Vorstand und vielen 
Fachleuten der Bundesbank kommen. Füh-
rungen durch das Haupthaus der Zentrale 
in Ginnheim und das Gebäude der Haupt-
verwaltung in der Innenstadt ermöglichen 
einen Blick in die Arbeitswelt der Beschäf-
tigten. Dazu ist ein Unterhaltungspro-
gramm mit Musik, Kunstdarbietungen und 
Kinderanimation geplant.
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